
Aktenäeichen:

2_BH_.JQZLÄZ.
‚

Verkündet
am 26„ April 1962

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

In Sachen

’ Klägers und Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächtigte:

gegen

die Großhandels— und Lagerei— Beru13genossens chaft,
Mannheim M 5, 7,

‚ ‘ .

' Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:

hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 26° April 1962, an der
mitgewirkt haben

Senat5präsident'
B r a c k m a n n

als Versitzender,
‚'Bundesrichter

_ V
D e m i a n i ' '‚und

Bundesrichter ;.
Dr° B a r e s e l

:
als Weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° G a b e r
. und

Bundessozialrichter L i e f l ä n d e r

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht'erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden—\„7ürttem—
berg vom 14 Februar 1957 wird aufgehoben. Die
Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozial—
gerichts Freiburg VQm 10. Januar 1956 wird zurück—
gewiesen. Die Beklagte hat dem Kläger die auQe1—
gerichtlichen Kosten des Berufungs— und Revisions—
verfahrens zu erstatten‚

V o n R e c h t s w e g e n
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Der Kläger beanSprucht Entschädigung für die Folgen eines

Unfalls vom 26. August 1954.

Hierzu hat das Landessozialgerieht (LSG) folgendes festge-
_stellt: ';5 __‘ .“ < ; r >- - ' ; 1:1.‚a: -

.„ , „ 1. _ . - ar.
”Der am 2.10.1907 geborene Kläger, Kraftfahrer in

einem Speditionsunternehmen‚ fuhr am 26.8.1954 mit \
einer schweren Zugmaschine nebst beladehem Anhänger

von SJ
.

nach L» .. Auf der abschüssigen

Straße vor L geriet er mit seinem Lastzug

über den regendurchweichten Grasstreifen in den‚
rechten Straßengrab€n. Nachdem die Zugmaschine

durch ein anderes Fahrzeug aus dem Graben gezogen

war, versuchte er mittels dieser auch den Anhänger-.

wieder auf die Fahrbahn zu bringen. Als er den An-

hänger mit einem Abschleppseil, links seitlich bei ig

geöffneter Tür aus demFührerhaus zurückblickend,
aus dem Graben zog, stürzte er auf die Straße und

kam so unglücklich zu liegen, daß das linke Hinterrad

der 6 700 kg schweren Zugmaschine über seinen rech-

ten Arm_rollt8; er zog sich eine breite Ablederung

des rechten Armes mit ausgedehnter Weichteilquet—

schung und Haematombildung zu. ' "' ‘

VomAmtsgerichtLörrachwurdeder Kiägerdurch
‚_Strafbefehl am 9.11.1954 nach den S5 515 a Abs° 1

Ziff‚ 2, 315 Abs, 5, 316 Abs, 2, 29 StGB zu einer
Geldstrafe von 200,—— DM verurteilt. Diese Verur—

teilung stützte sich auf eine Blutalkoholunter—
‘suchung durch das Institut für gerichtliche Medizin

der Universität Freiburg, die einen Blutalkohol—
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gehalt von 2,17 pro Mille ergeben hatte, und u.a‚ =

auf die Zeugenaussagen des Beifahrers H4 B: '„J„.‚m„

und des Polizeimeisters A. ' S ‚_
_."

Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom 50„ März 1955 die Ent—

schädigungsan3prüche mit der Begründung ab, der Verletzte sei

zwar geschäftlich mit dem Fahrzeug seines Arbeitgebers unter—

wegs gewesen, habe jedoch den inneren Zusammenhang mit der

Betriebstätigkeit durch den Alkoholgenuß gelöst, durch dessen

Einwirkung er nicht mehr fähig gewesen sei, das ihm anver—

traute Transportmittel ohne Gefahr für sich und andere ver—

kehrsgerecht zu bedienen. " ' ' " "

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger Klage zum Sozialgerid1t

(SG) Freiburg erhoben° Das SG hat den Beifahrer B;—‚„’1 und
den Polizeimeister Strü— als Zeugen vernommen. Durch Urteil

vom 10° Januar 1956 hat es die Beklagte verurteilt, dem Klä—

ger aus Anlaß des Arbeitsunfalls die gesetzlich vorgeschrie-

benen Leistungen zu gewähren. V

Zur Begründung hat das SG ausgeführt,
es

komme darauf an, ob

die Trunkenheit den Unfall tatsächlich verursacht habe° Die

Tätigkeit des Klägers im Zeitpunkt des Unfalls müsse als

außergewöhnlich bezeichnet werden und sei mit außergewöhn—

lichen Gefahren verbunden gewesen. Es habe sich nicht ledig—

_lich um die Führung einer Zugmaschine, sondern um schwierige

Bergungsarbeiten zur Nachtzeit gehandelt. Hieraus könne ohne

weiteres der Schluß gezogen werden, daß auch ein nüchterner

Fahrer den Gefahren, die als Betriebsgefahren zu bezeichnen

seien, erlegen wäre°

Auf die Berufung der Beklagten hat das LSG durch Urteil vom
1N„ Februar 1957 das Urteil des SG aufgehoben und die Klage

gegen den Bescheid vom 30. März 1955 abgewiesen._

‘.Die Revision ist vom LSG zugelassen worden.‘ x'"
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_4_

V
Das LSG steht gleichfalls auf dem Rechtsstandpunkt, der Ver—
sicherungsschutz könne nur versagt werden, wenn der Kläger

einer durch den Alkoholgenuß geschaffenen Gefahr, die in die

eigenwirtschaftliche Sphäre gehöre, erlegen sei. Es ist zu

' dem Ergebnis gelangt, daß es mit aller Wahrscheinlichkeit

.
nicht zu dem Unfall gekommen wäre, wenn der Kläger nüchtern

gewesen wäre. Seiner Auffassung nach beruht der Unfall auf

der alkoholbedingten Fahruntüchtigkeit des Klägers, ohne daß
iibetrieblichen Gefahren eine wesentliche Ursache oder Mitur—

sache beizumessen wäre„ ‘ f ’ ” ‘

‘Die für den Kläger'bestimmte Urteilsausfertigung ist am
-

8. Juni 1957 als eingeschriebene Sendung zur Post gegeben

werden. Der Kläger hat gegen das Urteil#am 6. Juli 1957
}

Revision eingelegt und sie, nachdem die Frist zur Begründung

' der Revision bis zum 11. September 1957 verlängert worden war

(vgl. @ 164 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—), am 15. August

1957 begründet°

Er beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Beklagte zu verurteilen, dem Kläger aus Anlaß

seines Arbeitsunfalls vom 26„ August 1954 die

gesetzlichen Leistungen
zu gewähren.

‘ Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

l—
i

l—
—

l

.Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs„ 1 Nrw 1
SGG). Sie ist in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt und

, begründet worden und somit zulässig„

Sie hatte auch Erfolg.
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_5_

Das LSG hat zutreffend ausgeführt, daß die Fahrt des Klägers

von S, nach L ‘ auch dann als versicherte Tätig—

keit im Speditionsunternehmen seines Arbeitgebers unter Ver—

sicherungsschutz stand, wenn der längere Aufenthalt in der

Weinstube in s, -ing01 nicht durch unternehmensbedingte Um—

stände veranlaßt, sondern dem persönlichen Lebensbereich -
zuzurechnen gewesen sein sollte° Das LSG hat auch ohne

Rechtsirrtum die Anwendbarkeit des @ 557 Reichsversichc—

rungsordnung (RVO)verneint, da der Strafbefehi des Amts—
gerichts Lörrach nur eine Strafe wegen eines fahrlässigen

Vergehens ausge5prochen hat°

Die AuffaSSung‚ daß ein Kraftfahrer den Versicherungs—"i

schutz der gesetzlichen Unfallversicherung verliere, wenn

er ein Kraftfahrzeug führt, obwohl er sich aus unternehmens—

fremden Gründen durch Alkoholgenuß in einen Zustand versetzt

hatte, in dem er nicht mehr verkehrssicher fahren kann (vgl.

das Urteil des erkennenden Senats vom 30.5„1956 —BSG },
■16 —), ist vom erkennenden Senat inzwischen als zu weit—
gehend aufgegeben werden (vgl. das Urteil vom 30.6.1960

— BSG 12, 242 —). Der Senat stimmt mit dem LSG darin über;
ein, daß es darauf ank0mmt, welche Bedeutung die auf der

Beeinträchtigung der Fahrfähigkeit durch Alkoholwirkungenl

beruhende Gefahr für das Zustandekommen des Unfalls hatte.

Nur wenn diese Beeinträchtigung der körperlichen und gei—

stigen Fähigkeiten des Kraftfahrzeugführ€rs für das Zu—

standekommen des Unfalls so ausschlaggebend ist, daß sie

als rechtlich allein wesentliche Ursache die sonst mit—

wirkenden Umstände rechtlich unwesentlich erscheinen läßt,

liegt kein mit der versicherten Tätigkeit in ursächlichem

Zusammenhang stehender Arbeitsunfall vor°

Bei der Wertung der für den Eintritt des Unfalls vom

26. August 195A ursächlichen Umstände ist der Senat je—

qnoh zu einem vom Standpunkt des LSG abweichenden Ergeb—
nis gelangt.
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_'5_

Das LSG hat zutreffend festgestellt, daß der Kläger infolge

der Alkoholbeeinflussung die zum verkehrssichcren Führen der

Zugmaschine erforderlichen Fähigkeiten nicht mehr in aus—
reichendem Maße besaß, Diesen Schluß konnte das LSG aus der

- von der Revision nicht angegriffenen — Feststellung ziehen,

daß die Blutalkoholkonzentration (BAK) 2,17 o/oo betrug° Es

war bei einer so hohen BAK — entgegen der Auffassung der Re—

vision - nicht erforderlich, Feststellungen über die Höchst-'

geschwindigkeit des schweren, in den Polizeiakten als "Schnell—
tran5portzugmaschine" bezéiehneten Fahrzeugs zu treffen.

Dagegenrügt die Revision mit Recht, daß das LSGdie Angaben
des Zeugen B: über das "Zurückrollen" des Lastzuges vor
einem geschlossenen Bahnübergang ergänzend für seine Schluß—

_
folgerung herangezogen und andererseits die Angaben dieses :

Zeugen nicht für glaubhaft gehalten hat, die darauf schließen

lassen, daß der Kläger deshalb auf den weichen Randstreifen

geraten ist, weil er vermeiden wollte, einen in schneller

Fahrt entgegenkommenden, die Straßenmitte einhaltenden Per—

sonenkraftwagen durch zu geringen Abstand zu gefährden. Wenn

das LSG aus dem "Zurückrollen" Schlüsse hinsichtlich des Grades

der Fahrunfähigkeit des Klägers ziehen wollte, hätte es die

näheren Umstände dieses Vorgangs aufklären und insbesondere

auch dem Kläger Gelegenheit zu einer Stellungnahme geben

müssen. Auch hätte das LSG, wenn es entgegen der Auffassung

des SG, das den Zeugen.Bräunlin selbst vernommen hat, diesen

Zeugen nicht für glaubwürdig halten wollte, sich selbst einen

Eindruck von dessen Persönlichkeit verschaffen müssen.

Vor allem aber hat das LSG die Grundsätze des sog. "Beweises

des ersten Anscheins" auf den vorliegenden Fall unzutreffend

angewendet. Sie haben im Zivilprozeß keine Umkehrung der Be—

weisführungslast zur Folge (vgl. Baumhach/Lauterbach, ZPO, V'

26„ Aufl„, Anh° zu 5 282 Anm° }) und führen auch im sozial—

gerichtlichen Verfahren nicht zu einer_inderung-der objektiven
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‚_ 7 ;„

Beweislast (vgl? zu diesemBegriff BSG6, 70, 72)( Der‚Be.—'
weis des ersten Anscheins ermöglicht es lediglich dem Rich—‘

ter, aus einem festgestellten typischen Geschehehsablauf

Schlüsse darauf zu ziehen, welche Folgen dieser festge—

stellte Tatbestand gehabt hat oder auf welchen Ursaehen

er beruhte, wobei der Richter im sozialgerichtlichen Ver—fjÜ

fahren ohne Bindung an das Vorbringen und die Beweisan—

träge der Beteiligten von sich aus prüfen muß, ob Um—
__

stände ermittelt werden können, die solchen Schlußfolge—

rungen entgegenstehen.t■>—é- ‘ ' '

Für Sehlußfolgérungen nach dem "ersten Anschein" wäre im
vorliegenden Fall nur dann Raum, wenn es sich um einen

Unfallhergang handelte, dessen nähere Umstände nicht auf—'i

zuklären sind oder der für Unfälle typisch ist, die durch

unter Alkoholeinfluß stehende Kraftfahrer verursacht wer-.
den, und andere Umstände, die als mitwirkende Ursachen in

Frage kommen, nicht ersichtlich wären. Das ist jedoch nach

den — insoweit von der Revision nicht angegriffenen — Fest—-
stellungen des LSG nicht der Fall. Der Unfall hat sich, wie

das SG zutreffend ausgeführt hat„bei einer fahrtechnisch

verhältnismäßig schwierigen Tätigkeit ereignet„ Der Kläger

zog, während die Beleuchtungsverhältnisse bereits ungünstig

waren, mit der Zugmaschine den abgerutschten Anhänger aus

dem Straßengraben wieder auf die feste Fahrbahn, und der

Anhänger war hierbei mit der Zugmaschine nicht fest ver—

bunden, sondern wurde mit Hilfe eines Abschleppseils ge—

zogen, so daß seine Führung loser war als bei einer festen

Verbindung und er auch von der Zugmaschine aus nicht abge-

bremst werden konnte° Umdie Vorgänge hinter der Zugma—
}_.schine besser beobachten zu können, lehnte sich der Klä— „

ger linksseitig nach hinten gewendet bei geöffneter Tür

aus dem Führerhaus hinaus° Es handelte sich also um einen

Vorgang, der schon seiner Art nach die Möglichkeit zu un—

‘;erwarteten Zwischenfällen bietet, ohne daß es hierzu der
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Annahme bedarf, der Fahrer der Zugmaschine sei fahrunfähig
gewesen. Eine solche unerwartete Entwicklung ist auch nach
den Feststellungen des LSG eingetreten. Der Anhänger geriet,

als er die feste Fahrbahn erreicht hatte, ins Rollen, und
dadurch oder durch ein Auffahren des rollenden Anhängcrs er—

hielt die Zugmaschine einen "Ruck", der zur Folge hatte, daß
der aus der geöffneten Tür der Führerkabine hinausgelehntc

Kläger den Halt verlor und auf die Fahrbahn stürzte.

Das LSG hat auch offenbar nicht verkannt, daß der mit der
versicherten Absehlepptätigkeit in unmittelbarem Zusammen—

hang stehende "Enck" eine der Ursachen für den Sturz des
Klägers und damit für das Zustandekommen des Unfalls war.

}”

Es hat jedoch bei der Bewertung dieser Mitursache unrich-

tigerweise als Ergebnis der "Lebenserfahrung" zugrunde ge-
legt, daß ein nüchterner Fahrer selbst bei einem unvorhcr-

8esehenen Stoß nicht aus demWagenfalle° Einen solchen all—'
gemeinen Erfahrungssatz gibt es jedoch in Wirklichkeit nicht.
Insbesondere hat das LSG nicht ausreichend berücksichtigt,

daß die Tür offen stand und der Kläger sich nach hinten ge—

wendet in einer nach außen gebeugten Haltung befand.

Nach der Auffassung des erkennenden Senats ist es nicht aus—

zuschließen, daß unter derartigen Umständen auch ein nicht

unter Alkoholeinwirkung stehender Fahrer den Halt verloren

hätte und aus dem Fahrzeug gestürzt wäre Der Senat teilt
deshalb die Auffassung des LSG nicht, daß der "Buck" recht—
lich als Mitursache unwesentlich ist. "' "

Da hiernach die Beeinträchtigung der Fahrfähigkeit des Klä—

gers durch die Alkoholeinwirkung rechtlich jedenfalls nicht
die allein wesentliche Ursache des Unfalls gewesen ist, der

Unfall vielmehr rechtlich wesentlich auch durch einen mit

der versicherten Tätigkeit in Zusammenhang stehenden Umstand
mitverursacht ist, hat das LSG das Vorliegen eines Arbeits—

unfalls zu Unrecht verneint. ‘ ’
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.
“( 9

_

DasUrteil des LSGmußtedeshalbaufgehobenund die Be-
rufung gegen das Urteil des SG als unbegründet zurück—

gewiesen werden (@ 170 Abs° 2 SGG)‚

Die Kostenentscheidung ergeht in Anwendung von 5 195 SGG.
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